
ABSCHRIFT

SCIIIEDSSTELLE DERKONFönrnArrON EVANGELISCHER KIRCHEN
IN NIEDERSACHSEN UND DER DIAKONISCHEN WERKE

BRAUNSCHWEIG, HANNOVE& OLDENBURG UND SCHAUMBURG-LIPPE

Besch luss

In dem Schi edsstellenverfahren

mit den Beteiliglen

1. Ev.-luth. C. gemeinde in GÖttingen,
v ertreten durch das Ev. -luth. Kirchenkreis amt GÖttingen-Mitnden,

- Antragstellerin -

- Verfahrensbevollmächtigter: RAe Mosebach & P artner,
Az.:617-09 I ah Obere Königstraße 30' 34117 Kassel,

und

2. Mitarbeitervertretung im Ev. -luth. Kirchenkreis Göttingen,
Auf dem Hagen 23,37079 Gottingen

- Antragsgegnerin -

- verfahrensbevollmächtigte: RAe Baumann-czichon & Partner,

Az.: 00509/09 10 /hö Am Hulsberg 8, 28205 Bremen,

Az.z 4 K 11/09

hat die 4. Kammer der Kirchen durch den Vorsitzenden Dr. Voigt und die Beisitzer Herr Her-

mann und Herr Siedentop aufgrund der mündlichen Verhandlung am 14. Dezember 2009 be-

schlossen:

Es wird festgesteltt, dass das Mitbestimmungsrecht der Mitarbeiter-

vertretung gemäß S 42. Nr. 3 MVG-K die Entgeltstufenzuordnung nach

I 16 Abs. 2 Satz 1-3 TV-L umfasst.

Der weitergehende Antrag wird zurückgewiesen.
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Gründe:

I .

Die Antragstel ler in hatte zum 01.04.2009 Frau als Leiter in der von ihr betr iebe-

nen Kindertagesstätte neu eingestel l t .  Die Mitarbeitervertretung hatte der Einstel lung zu-

gest immt. Hinsicht l ich der Eingruppierung konnte aber eine Einigung über die Entgeltstu-

fenzuordnung nicht erziel t  werden. Die Antragstel ler in hatte daraufhin fr istgerecht mit

Antrag vom 30.04.2009 die schiedsstel le angerufen. Berei ts in der Antragsschri f t  hatte die

Antragstel ler in mit  dem Antrag zu 2. zugleich einen al lgemeinen Feststel lungsantrag ge-

stel l t .  Frau ist  vor Beendigung des schiedsstel lenverfahrens wieder ausgeschie-

den, sodass sich der Antrag zu 1. er ledigt hat.  Die Betei l igten strei ten nunmehr nur noch

a l lgemein  über  d ie  Frage,  ob  be i  der  E ingrupp ierung,  d ie  an läss l i ch  der  E ins te l lung  e iner

neuen Mitarbeiter in bzw. eines neuen Mitarbeiters vorzunehmen ist '  e in Mitbest immungs-

recht der Mitarbeitervertretung auch bezügl ich der Entgeltstufenzuordnung gemäß $ 16

Abs. 2 TV-L besteht.

Die Antragstel ler in meint,  dies sei  nicht der Fal l  und bezieht s ich auf den Beschluss des

Kirchengerichtshofs der EKD vom 14.01.2008, Aktenzeich en l-0L24/ N 33-07'

Die Antragstel ler in beantragt,

festzustel len, dass das Mitbest immungsrecht der Mitarbeitervertretung gemäß $ 42

Nr. 3 MVG bei der Einstel lung von Mitarbeitern die Eingruppierung einschl ießl ich Fest-

fegung der Fal lgruppe, nicht aber die Entgeltstufenzuordnung gemäß 5 16 Abs'  2TV-L

umfasst.

Die Antragsgegnerin beantragt '

den Antrag zurückzuweisen.

sie hält  die Begründung des Kirchengerichtshofes in dem genannten Beschluss nicht für

überzeugend. Demgegenüber habe das Bundesverwaltungsgericht mit  Entscheidung vom

27.08.2008, Aktenzeichen 6 P LI/07, zutreffend angenommen, dass die Mitbest immung

des Personalrats bei der Eingruppierung neu einzustel lender Arbeitnehmer sich auch auf

die Stufenzuordnung nach $ 16 Abs. 2 TV-L erstrecke'
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Wegen der Einzelheiten der Argumentat ion wird insoweit  auf die gewechselten Schri f tsätze

der Parteien Bezug genommen.

I I .

Der Antrag ist  nur tei lweise zulässig. Für die posit ive Feststel lung, dass das Mitbest im-

mungsrecht die Eingruppierung einschl ießl ich Fest legung der Fal lgruppe umfasst,  besteht

kein Bedürfnis nach gericht l icher Feststel lung (9 256 Abs. 2 ZPO). Fal lgruppen sind im TV-

L nicht mehr vorgesehen, im Übrigen ist  dieser Kernbereich des Mitbest immungsrechtes

zwischen den Betei l igten unstrei t ig.  Der Antrag war insoweit  mangels Rechtschutzbedürf-

nisses abzuweisen.

Bezügl ich der Entgeltstufenzuordnung gemäß s 16 Abs. 2 TV-L ist  der Antrag als negat iver

Feststel lungsantrag zulässig. Er ist  aber nur bezügl ich der Berücksicht igung arbeitsmarkt-

bezogener Elemente gemäß satz 4 begründet.  Bezügl ich der Anrechnung von Berufserfah-

rung nach den Sätzen 1 bis 3 ist  er unbegründet.  Die Kammer folgt  insoweit  nicht der Ent-

scheidung des Kirchengerichtshofs vom 14.01.2008, sondern der entgegen stehenden

neueren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts.  Deren Umsetzung war al lerdings

in der ursprüngl ichen Fassung des Entscheidungstenors sprachl ich misslungen. Klarstel-

lend ist  ferner darauf hinzuweisen dass der Antrag nur die Fäl le der Ersteingruppierung bei

Einstel lung betr i f f t .

Der Kirchengerichtshof und das Bundesverwaltungsgericht gehen zunächst methodisch

übereinst immend von zwei zutreffenden Grundannahmen aus. Zum einen lassen sich In-

halt  und Grenzen des Mitbest immungsrechts bei der Eingruppierung nicht abstrakt

best immen. Vielmehr ist  vom konkreten Wort laut der jewei ls anwendbaren gesetzl ichen

Best immung über das Mitbest immungsrecht auszugehen. Dies lautet in $ 42 Buchstabe c)

M V G . E K D :

Eingruppierung einschl ießl ich Fest legung der Fal lgruppe, Wechsel der Fal lgruppe, Um-

grupp ierung.

In 5 42 Zif fer 3 MVG.K:

Eingruppierung einschl ießl ich Fest legung der Fal lgruppe, Wechsel der Fal lgruppe, Hö-

her- und Rückgruppierung, Gewährung tar i f l icher Zulagen'
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In 5 65 Absatz 2Zifter 2 NiedersPersVG:

Eingruppierung, Höher- oder Herabgruppierung, Best immung der Fal lgruppe, Zahlung

tar i f l icher oder außertar i f l icher Zulagen'

Der Entscheidung des Kirchengerichtshofs lag das MVG'EKD zugrunde, den Entscheidun-

gen des Bundesverwaltungsgerichts das Nieders. PersVG und das BadWürttPersVG'

Ferner sind Kirchengerichtshof und Bundesverwaltungsgericht übereinst immend davon

ausgegangen, dass die rein tatsächl ich über Jahrzehnte gewachsene Wechselbeziehung

zwischen den tar i f l ichen Eingruppierungsregelungen des BAT und den gesetzl ichen Mitbe-

st immungstatbeständen durch den Übergang zum TVöD beziehungsweise TV-L ver loren

gegangen ist .  Bei keiner der gesetzl ichen Vorschri f ten war bisher eine Anderung der For-

mul ierungen über den Mitbest immungstatbestand der Eingruppierung erfolgt  (5 42

MVG.EKD zum 01.01 .2010) .  Nach der  a l lgemeins ten  Def in i t ion ,  d ie  g le ichermaßen das

Bundesarbeitsgericht als auch das Bundesverwaltungsgericht ihrer langjährigen Recht-

sprechung zugrunde gelegt haben, ist  unter Eingruppierung die Einreihung der vom Ar-

beitnehmer zu verr ichtenden Tät igkeit  in ein kol lekt ives Entgeltschema zu verstehen' wei-

tere zwingende Schlussfolgerungen auf die Struktur und Kri ter ien dieses Entgeltschemas

ergeben sich aus dem Begri f f  der Eingruppierung nicht '  Wenn der Kirchengerichtshof dar-

auf hinweist,  dass der TV-L selbst zwischen der Eingruppierung und der Stufenzuordnung

unterscheide, wird damit eine tar i f l iche Begri f fsbi ldung zugrunde gelegt,  deren mitbe-

st immungsrecht l iche Folgen gerade strei t ig sind. Die Frage, ob die stufenzuordnung unter

die al lgemeine Defini t ion eines kol lekt iven Entgeltschemas zu subsumieren ist '  wird vom

Kirchengerichtshof nicht grundlegend erörtert '  Die Entgeltstufen gehen aber in ihrer

Struktur über den bisherigen Automatismus der Lebensaltersstufen deut l ich hinaus'  Um-

gekehrt  verweist  das Bundesverwaltungsgericht zutreffend darauf,  dass erst mit  dem Zu-

sammenwirken beider Faktoren die , ,Einreihung" komplett  ist '  Auch Sinn und Zweck des

Mitbest immungsrechtes sprächen dafür,  das Mitbest immungsrecht auf al le bedeutsamen

parameter zu erstrecken, die für den Kernbestandtei l  des tar i f l ichen Entgelts maßgebl ich

sind. Soweit  die Antragstel ler in beanstandet,  das Bundesverwaltungsgericht vermische in

der Argumentat ion unzulässig Elemente der Mitbest immung bei Eingruppierung und bei

der betr iebl ichen Lohngestal tung (5 87 Abs. 1 Nr.  10 BetrVG, 5 75 Abs'  3 Nr '  4 BPersVG)'

ist  daran r icht ig,  dass der Mitbest immungstatbestand der betr iebl iche Lohngestal tung wei-

ter gefasst ist  und nicht al le dort  enthaltenen vergütungsbestandtei le auch das Merkmal

der Eingruppierung erfül len. Das schl ießt aber umgekehrt  nicht aus, dass ein neues Tari f -

werk neue Komponenten enthält ,  die den Kreis der bisherigen mitbest immungspf l icht igen

Elemente bei der, ,Eingruppierung" erweitert .  ledenfal ls der wort laut des MVG'K, der inso-
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fern weitgehend mit  dem des NiedersPersVG übereinst immt, macht deut l ich, dass die Mit-

best immung bei der Eingruppierung al le wesent l ichen Komponenten der Entgelt f indung

umfassen sol l .  Im Wort laut ist  ausdrückl ich -  anders als in $ 42 Buchstabe c) MVG.EKD -

auch die Gewährung tar i f l icher Zulagen genannt.  Auch die ganz erhebl iche wir tschaft l iche

Bedeutung der Stufenzuordnung spricht für eine derart ige Auslegung des Mitbest im-

mungstatbestandes. Von der Stufenzuordnung können Gehaltsunterschiede in der Grö-

ßenordnung von einigen Hundert  Euro abhängen. Die wir tschaft l iche Auswirkung kann sich

daher genauso gewicht ig erweisen, wie die Entgeltgruppenzuordnung selbst '

Al lerdings steht der zuständige Tari fsenat des Bundesarbeitsgerichts sei t  Jahzehnten auf

dem Standpunkt,  dass es sich bei den Eingruppierungsmerkmalen des BAT durchweg um

Rechtsbegri f fe handele, die zwar unbest immt aber durch die Gerichte best immbar seien'

In der Folge ergibt s ich daraus, dass bei der Feststel lung der r icht igen Eingruppierung ein

Beurtei lungsspielraum nicht besteht,  sondern es sich um einen Akt str ikter Rechtsanwen-

dung handelt .  Dies hat Auswirkungen auf die Interpretat ion des gesetzl ichen Mitbest im-

mungstatbestandes. Danach ist  die Mitbest immung des Personalrats beziehungsweise der

Mitarbeitervertretung kein Mitgestal tungs-,  sondern nur ein Mitbeurtei lungsrecht,  das si-

cherstel len sol l ,  dass die Rechtsanwendung mögl ichst zutreffend erfolgt .  Auch insoweit

st immen Bundesarbeitsgericht und Bundesverwaltungsgericht überein. Andererseits ist

aber festzustel len, dass bei der Ausgestal tung der Mitbest immungsrechte in organisator i-

schen, sozialen und personel len Angelegenheiten sowohl im Betr iebsverfassungsgesetz, im

personalvertretu ngsrecht u nd M ita rbeitervertretu ngsrecht nebeneina nd er Tatbestände

vorkommen, die ein echtes Ermessen und damit eine freie Entscheidung der Personalver-

tretung über die Zust immung vorsehen sowie andere Tatbestände, die ledigl ich ein recht-

l ich gebundene Zust immungsverweigerung vorsehen. Das ist  in etwa dann der Fal l ,  wenn

die Ablehnung durch die Personal-  oder Mitarbeitervertretung den Verstoß gegen eine

Rec htsvorschrift voraussetzt.

Der Kirchengerichtshof stützt  s ich in seiner Entscheidung vom 14.01.2008 maßgebl ich auf

den Unterschied, wonach es sich bei der Beurtei lung der tar i f l ichen Eingruppierungsmerk-

male um einen Akt gebundener Rechtsanwendung handele, während die Beurtei lung der

Berufserfahrung im Rahmen der Stufenzuordnung nach 5 16 Abs. 2Satz 4 TV-L über eine

solche bloße Rechtsanwendung gerade hinaus gehe. Die in dieser Begründung berei ts an-

gelegte Unterscheidung zwischen den Sätzen 1 bis 3 und Satz 4 in 5 16 Abs. 2 TV-L hat

das Bundesverwaltungsgericht in mehreren Entscheidungen (vom 27.08.08 - 6 P lL/A7;

vom 13.10.2009, 6 P 15/08) weiter herausgearbeitet ,  dann al lerdings abweichende

Schlussfolgerungen daraus gezogen. Die Kammer schl ießt sich der umfassenden Begrün-

dung des Bundesverwaltungsgerichts an, ohne dieses im Einzelnen vert ief t  zu wiederholen



- 6 -

(s.  auch Kirchl .  Arbeitsgericht fürdie Bayrischen Diözesen vom 01'07'09 - 07 MV 09; LAG

Schleswig-Holstein vom 10.01.08 - 4 TABV 27/07) '

Es könnte mögl icherweise schon nicht mehr von einer Einreihung in ein kol lekt ives Sche-

ma gesprochen werden, wenn die Stufenzuordnung nicht ausreichend an objekt ive Kri te-

r ien gebunden, sondern weitgehend freiem Ermessen überlassen ist .  Die Best immungen in

S 16 Abs. 2 Satz I  bis 3 TV-L über die Zuordnung zu den Stufen 1, 2 und 3 sind aber

zwingend ausgestal tet .  Ferner sind die maßgebl ichen Beurtei lungskri ter ien, nämlich Ar-

beitsverhältnis zum selben Arbeitgeber,  zu einem anderen Arbeitgeber,  Dauer der Berufs-

erfahrung und Einschlägigkeit  der Berufserfahrung ebenfal ls zwingend und abschl ießend

vorgegeben. Es handelt sich um unbestimmte Rechtsbegriffe, wie sie bisher aus dem BAT

ebenfal ls bekannt waren. Davon unterscheidet sich die stufenzuordnung nach satz 4 in

der Struktur vol lkommen. Sie ist  ausdrückl ich als , ,Kann"-Vorschri f t  ausgestal tet .  Eine Be-

grenzung auf eine best immte Entgeltstufe ist  nicht vorgesehen. Auch der zei t l iche Rahmen

der Anrechnung ist  nicht str ikt ,  v ielmehr kann eine , ,ganz oder tei lweise" Berücksicht igung

statt f inden. Der Schluss, dass damit die stufenzuordnung nach Absatz 2 in Gänze nicht

der Mitbest immung unter l iegt,  wäre aber zu weitreichend. Aus der Dif ferenzierung der

verschiedenen Tatbestände folgt v ielmehr, dass die Zuordnung nach den sätzen 1 bis 3

der Mitbest immung unter l iegt,  die nach Satz 4 hingegen nicht '  Der Antrag ist  daher -  im

Rahmen der Zulässigkeit  -  tei lweise begründet,  tei lweise unbegründet '

Rechtsmit telbelehru nq

Gegen diesen Beschluss ist  die Beschwerde zum Kirchengerichtshof der Evangel ischen

Kirche in Deutschland, Senate für Mitarbeitervertretungsrecht l iche Strei t igkeiten, Herren-

häuser Straße t2,30419 Hannover,  gegeben.

Die Beschwerde ist  binnen eines Monats nach Zustel lung des mit  der Begründung verse-

henen Beschtusses der Schiedsstel le schri f t l ich einzulegen und zu begründen. Die Rechts-

mit telschri f t  muss innerhalb der Monatsfr ist  bei  dem Gericht eingehen. Sie sol l  den ange-

fochtenen Beschluss bezeichnen, einen Antrag enthalten und die zur Begründung des

Rechtsmittels d ie nenden Tatsachen u nd Bewe ismitte I a ngeben.

Die Beschwerdeschri f t  muss von einem bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechts-

anwalt  oder von einem Vertreter einer Gewerkschaft  oder einer Arbeitgebervereinigung

unterschrieben sein.

Der Rechtsmit telschri f t  sol len Abschri f ten für die Übrigen Betei l igten beigefügt werden.

Die Beschwerde bedar-f  der Annahme durch den Kirchengerichtshof der Evangel ischen Kir-

che in Deutschland.
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gez. Unterschrift

D r .  V o i g t

Vorsi tzender der Schiedsstel le Ausgefert ig t :
Hannover ,  den 05 .02 '2010



Abschrift

Besch luss

In dem Schiedsstellenverfahren

mit den Beteiligten

1. Ev.-luth. C gemeinde in Göttingen,
vertreten durch das Ev. -luth. Kirchenkreisamt Göttingen-Mtlrden,

- Antragstellerin -

- Verfahrensbevollmächtigter: RAe Mosebach & Partner,
Az. '. 617 -09 | ah Obere KÖnigstrafJe 30, 3411 7 Kassel,

und

2. Mitarbeiterverffetung im Ev. -luth. Kirchenkreis GÖttingen,
Auf dem Hagen 23'37079 Gottingen 

- Antragsgegnerin -

- Verfahrensbevollmächtigte: RAe Baumann-Czichon & Partner,

Az.: 00509/09 10ihö AmHulsbergS,2S2A5Bremen,

Az.z 4 K 11i09

hat die 4. Kammer der Kirchen durch den Vorsitzenden Dr. Voig1 und die Beisitzer Hen

Herrmann und Herr Siedentop ohne mündliche Verhandlung beschlossen:

Der am 15.12.20A9 verktindete Tenor wird von Amts wegen wie folgt

berichtigt:

Es wird festgestellt, dass ein Mitbestimmungsrecht der Mitarbeitervertretung

gemtiß $ 42 Nr. 3 MVG.K bei der Einstellung von Mitarbeitem nicht die

Entgeltstufenzuordnung gemtiß $ 16 Abs. 2 Satz 4 TV-L umfasst'

Der weitergehende Antrag wird zurückgewi es en.



Abschrift

Grtinde:

Ein Entscheidungstenor ist der Berichtigung zugänglich'

Zum einen enthtilt der gestellte Anhag eine positive und eine negative Feststellung. Zwrt

anderen hat die Kammer den Antrag erkennbar teilweise abgewiesen. Die Zusammenfassung

dieser verschiedenen Elemente ist sprachlich unrichtig erfolgf. Der Vorsitzende hatte bereits

in Ergänzung zu dem Protokoll der sitzung vom 15.12.2009 darauf hingewiesen.

Inhaltlich stützt sich die Entscheidung auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-

gerichts, die auch in der mtindlichen Verhandlung erörtert worden ist.

Hannover. den 26.01.201 0

gez. Unterschrift gez. Unterschrift gez. Unterschrift
Dr. Voigt Herrmann SiedentoP

Ausgefert igt:
Hannover ,  den 05.02.2010


